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Der Vorsitzende ruft Tagesordnungspunkt 18 zur Behandlung auf und verweist auf die er-
folgte Vorberatung im Hauptausschuss am 9. April 2024; verwiesen aus der Gemeinderats-
sitzung vom 19. März 2024. 
 
Stadträtin Anlauf (GRÜNE): Was ist denn unser Anliegen bei diesem Antrag Wohnungs-
tausch? Das Anliegen ist, dass größere Wohnungen, in denen ältere Personen wohnen, frei 
werden, freiwillig natürlich, und dass stattdessen Familien mit Kindern eine Wohnung be-
kommen. Das ist das Anliegen. Tatsache ist, dass die Volkswohnung genau das erreicht hat 
mit ihrem Projekt. Die haben in neues Projekt, muss man sagen. Das ist schon der zweite 
Versuch, und zwar mit ganz neuen Erfahrungen. Die Erfahrungen sind, dass 50 ältere Men-
schen gesagt haben, wir sind bereit, umzuziehen. Das heißt, diese 50 Wohnungen werden 
frei. Diese Menschen kommen in Wohnungen Stück für Stück dann, also ich meine zeitlich 
gesehen, in kleinere Wohnungen, die barrierearm sind, also Erdgeschoss, erster Stock oder 
mit Fahrstuhl, und stattdessen Familien mit Kindern in diese Wohnungen einziehen kön-
nen. Durch diesen Versuch haben immerhin 100 Familien die Möglichkeit erhalten, eine 
Wohnung zu erhalten, die sie auch brauchen. Das ist ein Erfolg und schätzt die Volkswoh-
nung auch so ein.  
 
Das Neue daran ist, und das ist der Unterschied auch zu anderen Städten, dass in diesem 
Fall Menschen angeschrieben wurden, oder das war der praktische Erfolg, dass vor allem 
jüngere Ältere daran Interesse hatten. Das war die Lehre daraus. Die 80- bis 90-Jährigen 
wird man nicht mehr überzeugen können. Die haben einfach nicht mehr den Mumm um-
zuziehen, aber man muss sich an die jüngeren Älteren wenden. Das ist die eine Lehre dar-
aus. Und das ist auch ein Unterschied zu den anderen Städten, die damit nicht so einen Er-
folg hatten. Ich habe Ähnliches von Stuttgart gehört, dass die auch die Lehren gezogen ha-
ben und das verändern wollen.  
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Es gibt auch mehrere andere Einsichten, die interessant sind, nämlich dass die Älteren, die 
jetzt umziehen wollen, diese jüngeren Älteren, also meine Generation, dass die sagen, un-
ser Hauptanliegen ist eigentlich, dass sie Familien mit Kindern helfen wollen. Daran knüp-
fen wir an und haben auch eine Mail bekommen von dem Herrn Dietrich, dem Geschäfts-
führer des Mieter- und Bauvereins, der auch gesagt hat, daran habe ich ein Interesse, auch 
unsere Erfahrungen möchte ich einbringen. Die Volkswohnung will ihre Erfahrungen wei-
tergeben. Also was spricht gegen einen Runden Tisch einmal im Jahr? Das ist überhaupt 
nicht viel, also nicht unglaublich viel Aufwand für die Verwaltung.  
 
Dementsprechend möchte ich den Antrag auch verändern. Was wir unter Wohnungs-
tausch verstanden haben, ist, glaube ich, auch noch ein bisschen was anderes. Da braucht 
man nicht unbedingt eine Börse. Die kann man vielleicht irgendwann mal einführen, wenn 
man es sieht, das ist gut so, aber dass man einmal im Jahr jetzt einen Einstieg hat in dieses 
Thema, Erfahrungen sammelt, weil wir haben auch neue jüngere Ältere, die viel flexibler 
sind als die älteren Alten. Also, dementsprechend möchte ich den Antrag verändern. Es ist, 
glaube ich, klar geworden, einmal im Jahr diesen Runden Tisch durchzuführen. 
 
Stadträtin Meier-Augenstein (CDU): Die aktuell schwierige Situation am Wohnungsmarkt 
haben wir auch schon im vorhergehenden Punkt erörtert, und die ist uns allen bewusst. In-
sofern müssen wir natürlich gerade in der aktuellen Situation auch jeden kleineren Aspekt 
berücksichtigen. Da kann natürlich ein Wohnungstausch wirklich eine gute Sache sein, weil 
es auch für die Menschen ganz unterschiedliche Vorteile gibt, einfach auch zu großen 
Wohnraum abzugeben und in kleineren umzuziehen. Insofern begrüßen wir es auch aus-
drücklich, was die Volkswohnung hier schon begonnen hat im letzten Jahr, und das ist 
auch schon ausgeführt worden, steht auch ausführlich in der Antwort der Verwaltung an-
hand der Zahlen, dass es schon beachtlich ist, wie viele da auch auf Anhieb sich zurückmel-
den und Interesse bekunden.  
 
Wir als CDU-Fraktion denken aber, dass genau die Wohnungsbaugesellschaften dafür zu-
ständig sind und das innerhalb ihres Bestandes regeln sollten. Es ist unheimlich schwierig, 
wenn jetzt ein Volkswohnungsmieter dann womöglich in den Bestand von Mieter- und 
Bauverein oder von der Hardtwald-Siedlung oder der Gartenstadt hier was anderes findet. 
Das ist alles sehr schwierig, und wenn wir als Stadt dann noch zwischendrin hängen, um 
vielleicht eine Koordination zu übernehmen, dann ist es doch mehr Arbeit, als jetzt die An-
tragstellerin gesagt hat. Gerade auch mit dem Blick auf die Finanzlage unserer Stadt, das 
hatten wir am Anfang auch schon in einem ausführlichen Punkt behandelt, gehen wir hier 
mit der Antwort der Verwaltung, dass die Verwaltung hier nicht den Runden Tisch einrich-
ten möchte, weil der Verwaltungsaufwand zu groß gesehen wird für das, was am Ende da-
bei herauskommt. Wir appellieren aber natürlich an alle Wohnungsbauunternehmen, an 
die Genossenschaften in unserer Stadt, das doch eigenständig zu tun und so jeder einen 
kleinen Beitrag zu leisten, um dieses Gesamtproblem in den Griff zu bekommen.  
 
Stadträtin Melchien (SPD): Die SPD-Fraktion teilt das Ansinnen der Antragstellenden. Auf 
die Begründung ist Kollegin Anlauf sehr ausführlich eingegangen, weshalb es Sinn machen 
würde. Da möchte ich mich einfach nur anschließen. Wie die Verwaltung sehen wir natür-
lich Probleme, wenn wir wirklich zu einer Wohnungstauschbörse hinkommen wollten, die 
zu überwinden sind. Ich glaube aber, dass die Situation in der Wohnungswirtschaft es 
durchaus erfordert, sämtliche Möglichkeiten und auch Chancen in den Blick zu nehmen, 
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die es eben gibt. Und ich glaube und bin fest davon überzeugt, dass mit den Erfahrungen 
aller Akteurinnen und Akteure hier in Karlsruhe wir profitieren können, zum einen, wenn 
man Wissen teilt, das ist der erste Schritt eines solchen Ansatzes, wenn man sich auch ge-
meinsam Gedanken macht, wie man Probleme, die man durchaus reflexhaft auch sieht, 
wenn neue Vorschläge kommen, eben vermeiden könnte. Und ich bin darüber hinaus fest 
der Überzeugung, dass eine Zusammenarbeit auf jeden Fall lohnen kann. Worin die dann 
gipfelt, das müssen wir heute noch nicht festlegen, auch noch nicht wissen, aber einfach 
die Chance zu sehen und das Potenzial.  
 
Wir haben die Volkswohnung mit den Erkenntnissen, auf die schon eingegangen wurde. 
Wir haben die Wohnraumakquise mit herausragenden Ergebnissen für die Stadt und 
durchaus Möglichkeiten, nicht im Sinne einer Tauschbörse, aber das zu erweitern, möchte 
ich mal sagen, rund um das Thema, und die anderen Wohnungsbaugenossenschaften, wir 
wissen auch von Beispielen, haben da auch gute Ansätze schon zumindest, wo man profi-
tieren kann von einem solchen Austausch. Und deswegen denke ich, dass wir gemeinsam 
Hürden durchaus überwinden könnten, die Menschen in Karlsruhe davon abhalten, geeig-
neten Wohnraum zu finden oder auch Wohnraum abzugeben oder auch Untervermietun-
gen zu machen. Das Thema ist durchaus auch noch weiter zu fassen. Als SPD unterstützen 
wir auf jeden Fall die Idee eines Runden Tisches als einen ersten Schritt. Wir hoffen aber 
durchaus auf ein Programm Wohnungstausch, aber ich glaube, das Thema wird uns sicher 
auch noch weiter begleiten, so drängend wie diese Herausforderung des Wohnraums ist.  
 
Stadtrat Cramer (KAL/DIE PARTEI): Meine Fraktion kann sich vorstellen, dass jetzt Woh-
nungsbaugenossenschaften in die Richtung agieren, dass es vielleicht auch Sinn machen 
würde, die an einen Tisch zu bekommen, aber wir sehen das große Problem natürlich für 
den Wohnungsmarkt, wo Einzelvermieter sind, einzelne Besitzer sind, und unsere Rückmel-
dung, die wir immer wieder bekommen, wenn man in die Richtung vorspricht und Dinge 
so benennt, dass dann viele ältere Menschen sagen, wie soll ich das machen, wo soll ich 
eine andere Wohnung finden. Meistens ist es dann auch so, dass die neuen Wohnungen 
dann mehr Miete kosten als die Wohnung, in der sie wohnen, also die dann eben größer 
ist, aber die Miete in einem Rahmen ist, der von den Mieterinnen und Mietern bezahlt wer-
den kann. Da sieht meine Fraktion das große Problem, wie man das in den Griff kriegen 
kann überhaupt, wie man an diese an diese Mieter und Mieterinnen herankommt, man 
dann auch adäquate Wohnungen, jetzt auch wieder von wem auch immer, angeboten be-
kommt, dass ältere Menschen dann auch bereit sind, umzuziehen.  
 
Frau Anlauf, ich weiß nicht, ob es jetzt nur 80- und 90-Jährige betrifft. Ich denke, auch 
schon 70-Jährige überlegen sich das vielleicht schon zweimal, ob sie aus ihrem gewohnten 
Umfeld, in dem sie ihr Leben lang vielleicht oder viele Jahrzehnte gewohnt haben, dann 
ausziehen wollen, was anderes suchen wollen. Also ich sehe das als sehr schwierig an, und 
von daher würden wir jetzt heute diesem Antrag nicht zustimmen. 
 
Stadtrat Hock (FDP): Ich muss mich jetzt schon ein bisschen wieder fassen, weil ich muss 
ganz ehrlich sagen, ich habe immer den Eindruck, wir wollen jetzt was erreichen, weil an-
dere das nicht über Jahre nicht hinbekommen haben, und jetzt soll die Stadtverwaltung 
mal wieder einen Runden Tisch einführen, um dieses Problem zu lösen, um Gottes Willen. 
Ich weiß gar nicht, ob Sie schon mal mit Wohnungsbaugesellschaften sich unterhalten ha-
ben oder ob Sie mal dort gewesen sind. Das, was wir da wollen, das ist doch schon längst 
gang und gäbe, entschuldigen Sie bitte. Und jetzt wollen wir da noch einen Deckel drüber 
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machen, und wir wollen uns noch dazwischen grätschen mit den Gesellschaften. Ich 
glaube wirklich nicht, dass das sinnvoll ist und dass das zielführend ist. Heute ist es so, 
wenn jemand auch Älteres, ob 90-jährig oder 80 oder 70, eine große Wohnung hat und 
will eine kleinere Wohnung, dann wird sie sicherlich in ihrer Gesellschaft schon den An-
sprechpartner haben, der Hilfestellung gibt. Die gibt es in jeder Wohnungsbaugesellschaft, 
die gibt es bei der Volkswohnung. Die gibt es beim Mieter- und Bauverein, die gibt es 
überall. Aber wir meinen jetzt wirklich, dieser Gemeinderat meint, wir erfinden das Rad 
neu und finden dann eine Möglichkeit, den Leuten noch mehr Hilfestellung zu leisten. 
Wenn ich die Verwaltungsvorlage lese, die haben es noch vorsichtig ausgedrückt, aber die 
sagen uns doch klipp und klar, bitte lasst uns jetzt mit dem in Ruhe. Das ist alles am Markt 
geregelt, und ihr wollt jetzt was Neues erfinden und macht wieder einen Riesenaufwand 
dafür, und die Leute von uns sollen sich dazu dann auch beteiligen, und die Verwaltung 
muss auch jemand abstellen und so weiter. Also ich kann nur davor abraten, dass wir das 
auf den Weg bringen, denn das würde Mehrarbeit bedeuten. Ich bin der felsenfesten 
Überzeugung, dass das, was wir gerne wollen, am Markt jetzt schon geregelt wird und es 
genügend Ansprechpartner gibt, die Hilfestellung leisten. Sorry, man braucht diesen An-
trag definitiv der GRÜNEN heute nicht.  
 
Stadträtin Göttel (DIE LINKE): Mir ist neu, dass Zusammenbringen dazwischen grätschen 
ist, denn ich habe den Antrag vor allem so aufgefasst, dass es darum geht, verschiedene 
Akteurinnen und Akteure, die vielleicht auch schon Programme in diesem Bereich machen, 
in diese Richtung machen, zusammenzubringen, die Volkswohnungen, Genossenschaften, 
um voneinander zu lernen und sich anzuschauen, was machen die einen, was machen wir, 
was funktioniert, was funktioniert nicht und vielleicht auch diejenigen, die bisher noch 
nicht Schritte unternommen haben, auch zu aktivieren, hier was zu machen, es nicht alles 
neu zu erfinden.  
 
Klar ist natürlich, dass es hier ein ganz großes Potenzial theoretisch gäbe. Wir haben in den 
letzten Jahren einen massiv angestiegenen Pro-Kopf-Wohnflächenverbrauch gehabt. Wir 
sind jetzt bei 47,7 Quadratmeter pro Person. Diese Fläche muss natürlich irgendwo her-
kommen. Wir haben heute schon viel über Suffizienz und Effizienz geredet. Und das ist 
beim Wohnraum etwas ganz Besonderes im Sinne von Nachhaltigkeit und der Wohnraum-
versorgung. Wir können nicht einfach immer der Krise hinterherbauen und dann steigt 
aber der Pro-Kopf-Verbrauch, aber die Preise und vor allem die Bedarfe sind trotzdem nicht 
gedeckt. Wir sehen nämlich, dass es der Markt nicht regelt, sondern ganz besonders das 
Thema verschärft, weil - deshalb wurde es vom Vorredner schon angesprochen - viele dann 
in einer großen Wohnung bleiben, die sich eigentlich verkleinern wollen, aber sich die klei-
nere Wohnung nicht leisten können, was absolut absurd ist. Das hat wirklich nichts mit Ef-
fizienz oder toller Regelung des Marktes zu tun, sondern ist wirklich absolut sinnlos.  
 
Wenn wir jetzt über dieses Thema reden, es geht natürlich einerseits darum, Programme zu 
machen, sich zu überlegen, was funktioniert, was funktioniert nicht, aber das Thema 
strahlt auch noch in andere Bereiche aus. Wir sprechen auch immer noch über Neubau, 
und da müssen wir uns natürlich anschauen, was machen wir für Wohnungen, was brau-
chen wir für Wohnungen im Sinne auch von Flächeneffizienz. Da können wir uns nämlich 
auch schon mal überlegen, ob die Einfamilienhäuser, die wir in ganz wenigen Gebieten 
noch haben, ob das wirklich eine gute Idee ist, denn sie sind über ihren Nutzungszyklus 
hinweg auf jeden Fall eine ganz große Problematik, und dann werden wir sehen, dass es 
hauptsächlich um Ausgleichswohnungen barrierefreier Natur auch geht an dieser Stelle.  
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Stadträtin Lorenz (FW|FÜR): Ich habe in der heutigen Sitzung gelernt, es gibt gute Schulden 
und jüngere Ältere. Der Antrag der GRÜNEN ist gut gemeint. Ich kann das absolut nach-
vollziehen und auch, dass wir nach jedem Strohhalm greifen, um die Wohnungsnot irgend-
wie zu lindern. Aber, und das so viel zum Thema Pro-Kopf-Verbrauch an Quadratmetern, 
es sind nicht nur ältere Menschen, die aufgrund von Verlust vom Partner oder Auszug der 
Kinder in einer viel zu großen Wohnung wohnen, ganz im Gegenteil. Die gesellschaftliche 
Entwicklung geht dahin, dass junge Menschen zu Hause ausziehen und alleine in eine 
Zwei-, Drei- oder Vier-Zimmerwohnung ziehen, während wir früher alle irgendwie mit dem 
Freund zusammengezogen sind mindestens, also ich zumindest. Ich weiß auch nicht, wie 
es bei euch ist. Aber heute ist es tatsächlich, wenn Sie schauen, der Großteil der jungen 
Leute zieht alleine in eine relativ große Wohnung, die, die es sich leisten können. Und das 
ist natürlich am Wohnungsmarkt von unten her, von der jungen Seite, also nicht von den 
jüngeren Älteren, sondern von den jüngeren Jüngeren auch ein Problem am Wohnungs-
markt. Ich finde immer, man sollte mit den Leuten reden und nicht über sie.  
 
Die Volkswohnung hat es getestet, und wenn das ein ausbaufähiges Zukunftsmodell ist, 
bin ich mir sicher, dass unsere Volkswohnung auf die Verwaltung zugeht und sagt, pass 
mal auf, das läuft bei uns ganz gut, wollen wir nicht Mieter- und Bauverein oder Vonovia 
oder whatever mit ins Boot holen und das teilen. In vielen Städten gibt es auch auf Privat-
initiativen solche Wohnungstauschbörsen, weil das wirklich so ist. Ich suche was anderes in 
einem anderen Gebiet, in einer anderen Größe. Ich weiß nicht, also ich bin nicht der Über-
zeugung, dass wir uns da jetzt als Stadtverwaltung in den Vordergrund drängen müssen. IB 
funktioniert auch ohne uns.  
 
Stadtrat Dr. Schmidt (AfD): Einrichtung eines Runden Tisches Wohnungstausch hatte auf 
mich als Wähler, ich bin nicht nur Kandidat, sondern auch Wähler, den gewünschten Ef-
fekt. Ich habe gesagt im Hauptausschuss, das ist doch eine tolle Idee. Dann allerdings ka-
men weitere Redebeiträge von den Befürwortern, die mich dann schon im Hauptausschuss 
ein wenig aus der Bahn geworfen haben, weil da hieß es, es geht gar nicht darum, Woh-
nungen zu tauschen, oder es geht auch nicht um die Börse. Also man wusste gar nicht so 
richtig, worum es eigentlich geht. Heute, Frau Anlauf, haben Sie mit vielen Worten mich 
noch weiter verwirrt. Ich weiß eigentlich gar nicht, worum es jetzt noch wirklich geht. Frau 
Melchien hat dann alle möglichen anderen Aspekte noch dazu in diesen Ring geworfen, 
was damit auch noch alles gelöst werden soll. Am Ende hat mir Frau Göttel erklärt, es geht 
in Wirklichkeit darum, Einfamilienhäuser abzuschaffen. Also meine Verwirrung ist maximal.  
 
Zum Glück hat der Bürgermeister Fluhrer im Hauptausschuss schon erklärt, und ich meine 
der Oberbürgermeister auch, dass es in anderen Kommunen keine gute Erfahrung mit sol-
chen Projekten gibt. Es wurden dann auch in der Vorberatung Argumente gebracht, wie, 
dass man in diesen Wohnungsbaugesellschaften Regeln hat, feste Regeln, nach denen die 
Wohnungen vergeben werden. Da gibt es Wartelisten, dann kommt es auf Beteiligungen 
an und so weiter. Und diese Regeln kann man nicht einfach über den Haufen werfen, 
wenn ältere Leute aus einer großen Wohnung ausziehen und Jüngere irgendwo einziehen 
sollen, weil die älteren Leute müssen auch irgendwo hin. Diese Wartelisten, diese Regeln 
kann man nicht einfach über den Haufen werfen. Wenn das so ist, dann funktioniert dieser 
Wohnungstausch gar nicht. Das ist das, was ich gelernt habe. Und es hat leider keiner 
mehr erklären können, wie man diese Regeln umgehen kann. Deswegen gibt es für mich 
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bisher kein Argument, warum die Stadt jetzt hier überhaupt tätig werden soll. Das kann ich 
echt nicht verstehen. Deswegen werden wir auch dagegen stimmen. 
 
Stadträtin Fenrich (pl.): Wer mich kennt, weiß meine Meinung zu Runden Tischen. Bis auf 
ganz wenige Ausnahmen bin ich der Meinung, dass die Runden Tische, diese sogenannten 
Debattierclubs, städtisches Personal binden und letztlich in Reden ergießen, aber zu greif-
baren Zielen eigentlich nicht führen. Wie dem auch sei, der Redebeitrag von Ihnen, Frau 
Kollegin Göttel, hat mich jetzt zu der Erkenntnis gebracht, der Antrag der GRÜNEN, da ist 
noch eine gewisse Freiwilligkeit gewesen. Aaber was Sie zum Ausdruck gebracht haben, 
das grenzt schon schrittweise in ein Muss, also in einen Totalitarismus. Das kann ich natür-
lich so nicht mittragen und muss ganz ehrlich sagen, das hat mich auch entsetzt.  
 
Aber liebe GRÜNE, was ich Ihnen empfohlen hätte, bevor Sie jetzt an den Runden Tisch ge-
hen wollen, warum haben Sie es denn nicht so gemacht, wie wir das in dieser Legislaturpe-
riode auch schon mal hatten. Ich weiß nicht, der Antrag kam, glaube ich, auch von Ihnen. 
Ich muss jetzt aus meinem Gedächtnis sprechen. Da ging es darum, zu der älteren Genera-
tion hinzugehen und nach ihrem Wohlbefinden zu fragen und was man für sie tun könnte. 
Das wurde hier, wenn ich mich recht erinnere, im Gemeinderat recht kontrovers diskutiert. 
Ich kann mich auch an meinen Redebeitrag erinnern, ich wäre jetzt in dieser Altersgruppe 
auch, dass ich sowas vehement von mir gewiesen habe und gesagt habe, wenn ich was 
möchte, dann weiß ich schon, wohin ich mich wenden kann. Im Prinzip wäre das doch 
eine gangbare Lösung gewesen für Sie, liebe GRÜNE, wenn Sie den Antrag gestellt hätten, 
genauso wie zu der Zeit, ich weiß gar nicht mehr, in welchem Jahr es war, tut mir leid, und 
hätten gesagt, wir geben das dem Sozialbereich und machen einfach mal ab 65 oder 70 
eine Abfrage bei allen Karlsruhern, ob sie entsprechende Wünsche hätten. Das würde in 
Ihren ehemaligen Antrag reinpassen, dann hätten wir nicht so viel Personal gebunden, und 
dann könnte man gucken, ob man was machen muss oder nicht. Ich glaube, es kommt 
nicht viel dabei raus, aber es wäre vielleicht ein gangbarer Weg für Sie gewesen. 
 
Der Vorsitzende: So, Frau Stadträtin Anlauf, über was sollen wir abstimmen?  
 
Stadträtin Anlauf (GRÜNE): Ein paar Punkte noch zur Erläuterung. Börse würde  eigentlich 
heißen, Person A sucht Person B, und die tauschen dann direkt. Das ist uns im Nachhinein 
klar geworden. So muss es gar nicht unbedingt sein, so direkt A gegen B, sondern wie bei 
der Volkswohnung zum Beispiel, die halt 50 Menschen gewonnen haben, die gerne umzie-
hen wollen, Ältere, und zwar deswegen, weil sie anderen, weil sie jungen Familien helfen 
wollen. Die werden nicht dazu gezwungen, sondern das war einfach ein Anstoß, wollt ihr 
das machen? Und die wollen das machen. Die bekommen auch Unterstützung dabei, und 
die Miete ist nicht höher.  
 
Und Lüppo, das ist gerade das Ziel von so einem Runden Tisch, dass man sich austauscht 
über die verschiedenen Systeme bei den Wohngesellschaften. Was kann man voneinander 
lernen? Deswegen habe ich von Herrn Dietrich auch erfahren, als Geschäftsführer von dem 
Mieter- und Bauverein, der hat durchaus Interesse an so einem Austausch, und irgendje-
mand müsste es organisieren. Das können wir auch als GRÜNE organisieren von mir aus, 
aber es geht doch auch darum, dass die Stadt lernt davon. Das kann man so wie Frau Mel-
chien gesagt hat, auch weiter ausweiten und daraus lernen, wie entwickelt sich das, denn, 
liebe FDP, da geht es ganz stark um das Thema Freiheit.  
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Es geht nämlich darum, dass die ältere Generation, die gehbehindert ist, nicht im vierten 
Stock in ihrer Wohnung eingesperrt ist. Ich habe selbst erlebt, was das bedeutet, wenn 
hochbetagte Menschen da nicht mehr herunterkommen. Das Ziel ist auch, dass sie die 
Möglichkeit haben, zumindest einmal in den ersten Stock zu kommen, weil dann kann 
man durchaus etwas machen, dass sie aus dem Haus herauskommen.  
 
Noch ein letzter Punkt, die jetzigen Älteren, das sind die jüngeren Älteren so wie ich, also 
die Babyboomer. Es ist auch ganz klar, dass die anders sind als die jetzt 90-Jährigen, weil 
viele hier haben die Erfahrung gemacht mit hochbetagten Menschen. Meine Eltern haben 
keine Erfahrung mit hochbetagten Menschen gehabt, weil nämlich die Eltern entweder im 
Krieg gestorben sind oder weil sie gar nicht so alt wurden wegen Infektionskrankheiten, 
allen Möglichen, weil die medizinische Versorgung noch nicht so war. Wir haben das er-
lebt, also größtenteils mit unseren Eltern, was es bedeutet, zum Beispiel in einer Wohnung 
eingesperrt zu sein. Das ist der Hintergrund. Deswegen möchte ich gerne, dass darüber ab-
gestimmt wird, wie gesagt, erst mal als Einstieg in das Ganze, um diese ganzen Fragen zu 
klären, die wir klären wollen. Und das ist nicht teuer für die Stadt, würde ich mal sagen, so 
einen Runden Tisch einmal pro Jahr erst mal zu organisieren, zum Austausch zwischen den 
Wohnungsbaugesellschaften und der Volkswohnung. 
 
Der Vorsitzende: Es gibt Erfahrungen mit Wohnungstauschprogrammen, die nur dann 
funktionieren, wenn es innerhalb einer Gesellschaft stattfindet. Das können Sie akzeptieren 
oder nicht akzeptieren, aber es ist so. Und wenn ein Babyboomer von heute, der in einer 
zu großen Wohnung im vierten Stock wohnt, ins Netz stellt, er möchte gerne eine kleinere 
Wohnung haben zum selben Preis, werden Sie sich vor Angeboten gar nicht retten kön-
nen. Da brauche ich keine Wohnungstauschbörse dazu, und wenn, gäbe es solche Woh-
nungstauschbörse. Die Erfolge, die hier von der Volkswohnung abgebildet sind, ich habe 
nur festgestellt, dass man 1.500 Leute angeschrieben hat, dann gab es ganz viele persönli-
che Gespräche, ich weiß nicht wie viel, und am Ende sind 50 Mietgesuche übrig geblieben. 
Es sind keine 50 Wohnungstausche rausgekommen. Und ob man zu den 50 Mietgesuchen 
dann eine passende Tauschwohnung findet, steht zumindest in der Stellungnahme der 
Stadt Karlsruhe nicht drin. Ich möchte gar nicht wissen, wie viel Aufwand das war. Trotz-
dem ist es richtig, dass die Volkswohnung das macht, und ich weiß, dass es alle anderen, 
alle Gesellschaften auch machen, weil die nämlich alle Wartelisten haben voller alter Men-
schen, die gerne aus höheren Stockwerken raus wollen, und lauter Familien, die dringend 
mehr Wohnraum brauchen. Deswegen haben die ein Eigeninteresse, solche Verbindungen 
herzustellen. Es wird aber nach unserer fachlichen Einstellung über die Grenzen einer Woh-
nungsbaugenossenschaft hinaus nicht funktionieren, weil um überhaupt auf die Warteliste 
zu kommen, muss ich bestimmte Zeiten mitbringen, ich muss Geld mitbringen. Und das ist 
einfach das Problem, warum es auf der einen Seite funktioniert, wenn die Leute bereit 
sind, es selbst zu tun, und auf der anderen Seite eher nicht funktioniert, wenn man in die 
Gesellschaften und Genossenschaften einsteigt und meint, man könnte es grenzüber-
schreitend tun.  
 
Jetzt stehen in Ihrem Antrag drei verschiedene Dinge. Unter Ziffer 1 soll ein Karlsruher 
Wohnungstauschkonzept entwickelt werden. Ich wehre mich als Verwaltung mit allen 
Kräften gegen ein Karlsruher Wohnungstauschkonzept, weil das können wir als Stadt nicht 
machen. Das ist nicht unser Job, und das bringt auch nicht den Erfolg, den Sie erwarten. 
Beim Runden Tisch biete ich Ihnen ausdrücklich an, dass wir gerne ein Fachgespräch orga-
nisieren, wo alle Gesellschaften mal an einem Tisch sitzen und sich über ihre eigenen 
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Erfahrungen zum Thema Wohnungstausch austauschen. Das können wir gerne machen, 
aber nicht jedes Jahr, sondern wir machen es einmal, und wir berichten Ihnen von den Er-
gebnissen, und dann können wir gerne die nachfolgenden Konsequenzen ziehen.  
 
Und unter Ziffer 3 soll dann noch eine Tauschbörse eingerichtet werden, wohl als Teil eines 
Wohnungstauschkonzepts. Da haben Sie selber schon gesagt, das muss im ersten Schritt 
nicht funktionieren. Diesen einmaligen Runden Tisch sage ich Ihnen gerne zu. Wir können 
gerne im Gemeinderat davon berichten, wie die Wohnungsbaugesellschaften das sehen, 
ob sie hier eine Art Moderation machen, das können die dann aber auch wirklich selbst 
machen oder eine Art Vermittlung. Da würde ich dann die städtische Seite zwar auch nicht 
in Anspruch nehmen wollen, aber da können wir drüber reden, aber ich glaube, Sie wer-
den an diesem Runden Tisch diese Rückmeldung kriegen, die wir jetzt von allen Ecken und 
Enden zusammengezogen haben, und deswegen gerne ein Angebot, diesen Runden Tisch 
einmalig zu machen. Wir berichten wieder darüber, und dann können wir sehen, ob sich 
daraus Erfahrungen ableiten, die dann eine weitere Aktivität durch die Stadt Karlsruhe er-
forderlich machen. Das wäre sozusagen mein Brückenangebot jetzt an dieser Stelle.  
 
Stadtrat Cramer (KAL/DIE PARTEI): Herr Oberbürgermeister, Sie machen dieses Angebot 
mit dem Runden Tisch, da sind wir überhaupt nicht dagegen. Aber es geht hier, und das 
habe ich vorhin versucht klarzumachen, es geht jetzt hier an sich nur um Wohnungsbauge-
nossenschaften, und da ist vieles möglich. Ich denke aber an all die Mieterinnen und Mie-
ter, und da gebe ich Ihnen recht, Frau Anlauf, dass es viele Menschen gibt, die irgendwo 
ganz oben wohnen und nicht mehr runterkommen. In meiner neuen Nachbarschaft weiß 
ich von einer 100-Jährigen, die wohnt oben, die kommt nicht mehr runter. Nur, auch die 
kommt nicht an den Runden Tisch oder an die Wohnungsbörse. Also ich sehe das Problem, 
jetzt denke ich an die Südstadt, wo viele Einzelinhaber sind und Hausbesitzer, wenn da 
jetzt jemand einen Wunsch hat, aus einer großen Wohnung rauszukommen, wie kommen 
da irgendwelche Menschen zusammen. Und das sehe ich eben nicht. Und das sehe ich 
auch nicht in dem Konzept, was Sie sich vorstellen. Da müssen meiner Ansicht nach ganz 
andere Ansätze gemacht werden. Da würde ich sagen, man soll das Thema jetzt auch nicht 
grundsätzlich heute beerdigen, sondern da würde ich sagen, dass man im neuen Gemein-
derat guckt, inwieweit man in so eine Richtung gehen kann, auch an diese Mieterinnen 
und Mieter, die nicht in einer Genossenschaftswohnung wohnen, wie kommt man an die 
heran und wie kann man denen helfen, dass es für sie auch was bringt.  
 
Der Vorsitzende: Sie werfen jetzt ein weiteres Thema auf, das aber nicht Teil des Antrags 
ist. Ich gebe Ihnen jetzt eine fachliche und eine geschäftsordnungsmäßige Antwort. Zum 
einen diskutieren wir das jetzt nicht, weil es nicht Teil des Antrags ist, und wir müssten dar-
über reden, wann Sie wie den Antrag einbringen wollen. Das wissen Sie aber selbst am 
besten. Zum Zweiten, diese Menschen könnten jederzeit, wenn sie ins Netz gehen, sofort 
Tauschpartner finden. Ich glaube, Sie brauchen eine andere Form von individueller Bera-
tung, um diesen Schritt zu gehen. Sie würden auch nicht freiwillig auf die Idee kommen, 
eine städtische Wohnungstauschbörse zu suchen im Netz, weil Sie wahrscheinlich gar 
nichts im Netz suchen, und damit haben wir eine ganz andere Problemstellung. Wir sind 
als Stadt bereit, alles auf die Tagesordnung zu nehmen, dann stellen Sie bitte einen ent-
sprechenden Antrag. 
 
Jetzt geht es erstmal um die Abarbeitung dieses Antrags. Ist das in Ordnung, Herr Schnell, 
oder wollen Sie jetzt noch einen Geschäftsordnungsantrag stellen?  
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Stadtrat Schnell (AfD): Ich wollte einen Geschäftsordnungsantrag stellen auf Ende der De-
batte. Die Argumente sind ausgetauscht. Ich mache mir langsam Sorgen um die Gesund-
heit von Dr. Paul Schmidt.  
 
Der Vorsitzende: Wir haben jetzt eine Brücke gebaut. Ich glaube, ich brauche den Ge-
schäftsordnungsantrag nicht abstimmen zu lassen. Das dauert länger, als wenn wir jetzt 
einfach sagen, wir nehmen die Brücke so an, und wir berichten hier wieder, und dann 
brauchen wir jetzt auch gar nicht weiter abstimmen.  
 
 
Zur Beurkundung: 
Die Schriftführerin: 
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